
Entwurfsfassung 
 

Geschäftsordnung für die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission (URAK) 

Verbund: Hier bitte Namen des Verbundes eintragen. 

Beteiligte Landeskirche(n) und diakonische Landesverband/Landesverbände: Hier 

bitte die entsprechenden LK und Landesverbände eintragen. 

 

Präambel 

 

In Anerkennung, dass Amtsträger und Amtsträgerinnen sowie andere Beschäftigte und Eh-

renamtliche1 der evangelischen Kirche und der Diakonie in der Vergangenheit Menschen se-

xualisierte Gewalt angetan haben, stimmen EKD (Evangelische Kirche in Deutschland), Dia-

konie Deutschland und UBSKM (Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen Kindes-

missbrauchs) in dem Ziel überein, sexualisierte Gewalt2 in Einrichtungen der Kirche und Di-

akonie unabhängig aufzuarbeiten. Die EKD und die Diakonie haben in einer Gemeinsamen 

Erklärung mit der UBSKM vom 13. Dezember 2023 ihre Verpflichtung zur Fortsetzung der 

umfassenden Aufarbeitung sexualisierter Gewalt bekräftigt. Die Gemeinsame Erklärung ver-

steht sich als notwendige Ergänzung und Weiterentwicklung der bereits etablierten Maß-

nahmen und der laufenden Prozesse der Aufarbeitung, Prävention, Anerkennung und Ana-

lyse von sexualisierter Gewalt im Raum der evangelischen Kirche und Diakonie. Diese Maß-

nahmen und Strukturen sollen durch Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommissionen 

erweitert und gestärkt werden. 

 

Die Hier bitte die beteiligten Landeskirchen und Landesverbände eintragen.(im Weiteren 

„Mitglieder des Verbundes“) haben sich entschlossen, auf Basis der Gemeinsamen Erklä-

rung vom 13. Dezember 2023 eine Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission zu 

gründen. Diese Geschäftsordnung regelt die Aufgaben und Struktur dieser Unabhängigen 

Regionalen Aufarbeitungskommission. 

 

  

 
1 Beschäftigte sind Mitarbeitende der Evangelischen Kirche oder der Diakonie, die zu einer dieser Institutionen 

in einem öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen, oder zu ihrer Aus-

bildung Beschäftigte sowie ehrenamtlich Tätige. 
2 Der Begriff „sexualisierte Gewalt im Sinne der „Richtlinie der Evangelischen Kirche in Deutschland zum 

Schutz vor sexualisierter Gewalt (18.10.2019)“ umfasst sowohl strafbare als auch nicht strafrechtlich sanktio-

nierbares sexuell bestimmtes Verhalten, durch das die Würde der betroffenen Person verletzt wird. Von diesem 

umfassenden Verständnis bleibt der ausschließliche Kompetenzbereich der UBSKM unberührt. 

Kommentiert [AM1]: An die Verbünde: 

 

Diese Muster-Geschäftsordnung ist als Vorlage zu sehen, die 

durch den Verbund anzupassen ist. 

Anpassungen sind möglich entsprechend der Struktur. Ände-

rungen von grundsätzlichen Standards können nicht vorge-

nommen werden. Die Geschäftsordnung darf in keinem Wi-

derspruch zur Gemeinsamen Erklärung oder Auslegungshilfe 

stehen. 

Abweichungen zur Muster-Geschäftsordnung sind an die 

UBSKM/EKD/Diakonie mitzuteilen. 

 

Vorgehen: 

1. Muster-GO wird als Grundlage zur Verfügung gestellt 

2. Anpassen werden durch den Verbund vorgenommen 

3. Anpassungen/Beschluss durch die URAK 
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§ 1 Aufgaben 

 

(1) Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission leistet ihren Beitrag zur Auf-

arbeitung insbesondere durch die Wahrnehmung folgender Aufgaben: 

 

1. Quantitative Erhebung von Fällen sexualisierter Gewalt, um deren Ausmaß in den 

beteiligten Landeskirchen und den Gliederungen der diakonischen Landesver-

bände zu erkennen, 

2. Qualitative Analysen zur Identifikation von Strukturen, die sexualisierte Gewalt 

ermöglichen, erleichtern, deren Aufdeckung erschweren oder dies in der Vergan-

genheit getan haben, 

3. Untersuchung und Evaluierung des administrativen Umgangs mit Betroffenen, 

Täterinnen und Tätern bzw. Beschuldigten und weiteren Beteiligten in den be-

teiligten Landeskirchen und diakonischen Landesverbänden,  

4. Ermöglichung der individuellen Aufarbeitung Betroffener, 

5. Unterstützung, Evaluierung und Beratung der beteiligten Landeskirchen und di-

akonischen Landesverbände im Hinblick auf die institutionelle Aufarbeitungs-

praxis und die unabhängige Aufarbeitung konkreter Fälle sowie deren quantita-

tive und qualitative Analyse. 

 

(2) Im Rahmen ihrer Aufgaben kann die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommis-

sion auch Anhörungen von Betroffenen dezentral durchführen. Dafür werden Be-

troffene eingeladen, ihren Fall und das erfahrene Unrecht der Unabhängigen Regio-

nalen Aufarbeitungskommission, ausgewählten Mitgliedern oder von ihnen beauf-

tragten Personen zu berichten. Bei solchen Anhörungen sind die Interessen und Be-

dürfnisse der Betroffenen zu berücksichtigen (z.B. über die Anwesenheit einer psy-

chosozialen Begleitung und/oder einer Begleitperson). Über die beabsichtigte Ver-

wertung der Anhörungsinhalte (z.B. Nachforschungen, Aufarbeitungsstudien, Fall-

berichte, etc.) werden die Betroffenen vorab umfassend informiert und über ihre 

Rechte gemäß Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in 

Deutschland (DSG-EKD) aufgeklärt. Die Anhörungen unterliegen nicht dem Seel-

sorge- oder Beichtgeheimnis. Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommis-

sion holt das Einverständnis der betroffenen Personen ein, wenn aus Anhörungen 

oder Berichten wörtlich zitiert wird. 

 

 

(3) Betroffene können Beschwerden über eine unzureichende Behandlung ihres Falles 

im Rahmen individueller Aufarbeitung durch die beteiligten Landeskirchen oder di-

akonischen Landesverbände an die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommis-

sion richten. Diese informiert die betroffenen Stellen und wirkt im Rahmen ihrer Auf-

gaben nach Punkt 4.1 der Gemeinsamen Erklärung auf angemessene Lösungen hin. 
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Das betrifft auch Verfahren vor der An dieser Stelle bitte die entsprechende Anerken-

nungskommission eintragen., deren Entscheidungskompetenzen nach Ziffer 4.2 der 

Gemeinsamen Erklärung aber unberührt bleibt. 

 

(4) Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission berücksichtigt laufend vor-

liegende Ergebnisse und Daten von bereits durchgeführten Aufarbeitungsstudien 

und -projekten – sofern passend auch aus anderen gesellschaftlichen Kontexten – 

für ihre Arbeit. Vor allem die Ergebnisse der ForuM-Studie sind in ihrer Relevanz für 

die regionale Aufarbeitung systematisch zu analysieren und weitere sich daraus er-

gebende Erfordernisse abzuleiten, z.B. notwendige Folgestudien mit spezifischen 

Fragestellungen in Auftrag zu geben. 

 

(5) In Ergänzung zu abgeschlossenen und laufenden Aufarbeitungsstudien und -projek-

ten kann die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission über einzelne oder 

mehrere Landeskirchen bzw. diakonische Landesverbände Beauftragungen zur 

quantitativen Ermittlung des Ausmaßes sexualisierter Gewalt sowie zur qualitativen 

Analyse der spezifischen Bedingungen des Entstehens und Aufdeckens von Fällen 

sexualisierter Gewalt in ihrem Zuständigkeitsbereich vergeben. Solche Beauftragun-

gen, die nach Einschätzung der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommis-

sion für die Aufgabenerfüllung nach der Gemeinsamen Erklärung erforderlich sind, 

sind sorgfältig zu prüfen und nach Möglichkeit zu unterstützen und bedürfen der Zu-

stimmung aller die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission tragenden 

Landeskirchen und Landesverbände der Diakonie. Diese Entscheidungen sind trans-

parent und öffentlich zu dokumentieren. 

 

(6) Zur Sicherung der Transparenz des Aufarbeitungsprozesses berichtet die Unabhän-

gige Regionale Aufarbeitungskommission jährlich in schriftlicher Form an die jewei-

ligen Leitungsorgane der Mitglieder des Verbundes (Hier bitte die entsprechenden 

Leitungsorgane benennen.), die*den UBSKM sowie das Beteiligungsforum Sexuali-

sierte Gewalt der EKD, das die Organe der EKD und der Diakonie Deutschland ent-

sprechend informiert. Ergebnisse bereits laufender Aufarbeitungsprojekte in einer 

Landeskirche oder einem Landesverband der Diakonie werden in den Bericht aufge-

nommen. Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission berichtet über die 

zentrale Geschäftsstelle zusätzlich an die Synode der EKD anlässlich ihrer jeweils 

dritten Tagung innerhalb einer Amtszeit und an die Konferenz für Diakonie und Ent-

wicklung. Eine Berichtlegung soll auch erfolgen, wenn der erste Bericht aller Kom-

missionen vorliegt sowie auf Anfrage der Synode der EKD bzw. der Konferenz für Di-

akonie und Entwicklung. In dem Bewusstsein, dass Aufarbeitung eine bleibende Auf-

gabe der evangelischen Kirche, Diakonie und der ganzen Gesellschaft ist, soll die Un-

abhängige Regionale Aufarbeitungskommission darüber hinaus innerhalb von vier 

Jahren den jeweiligen Leitungsorganen der Mitglieder des Verbundes einen 
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vorläufigen Abschlussbericht vorlegen. Der vorläufige Abschlussbericht soll eine Zu-

sammenfassung aller Ergebnisse und konkrete Handlungsempfehlungen beinhal-

ten. 

 

(7) Bei aktuellen Meldungen sexualisierter Gewalt gelten die in der „Richtlinie der Evan-

gelischen Kirche in Deutschland zum Schutz vor sexualisierter Gewalt“ vom 

18.10.2019 sowie die in den entsprechenden landeskirchlichen Gesetzen bzw. Inter-

ventions- oder Handlungsplänen festgelegten Verfahren und Zuständigkeiten. Die 

entsprechenden landeskirchlichen und diakonischen Stellen sind angehalten einen 

regelmäßigen Austausch mit der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommis-

sion zu suchen. 

 

(8) Die vorsitzende Person, im Verhinderungsfall die Stellvertretung, nimmt an den jähr-

lichen Austauschsitzungen aller Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommissi-

onen auf Ebene der EKD teil, die dem Wissens- und Erfahrungsaustausch, der Aus-

wertung der jährlichen Berichte der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskom-

missionen und Bündelung der Ergebnisse regionaler Aufarbeitungsstudien dienen. 

 

 

§ 2 Mitgliedschaft in der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission 

 

(1) Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission besteht aus Hier Anzahl der 

Mitglieder eintragen. Die Mitgliederanzahl ist ungerade. Mitgliedern. [In Abhängigkeit 

von den regionalen Umständen und der Anzahl der beteiligten Landeskirchen wird 

eine Aufarbeitungskommissionsgröße von mindestens sieben Mitgliedern empfoh-

len.] 

 

(2) In der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission sind Eintragung Anzahl 

der Betroffenenvertreter*innen. der Mitglieder aus dem Kreis der im Raum der evan-

gelischen Kirche und der Diakonie Betroffenen. [Das Modell zur Bildung der Betroffe-

nenvertretung ist sowohl in der Gemeinsamen Erklärung und mit weiteren Details in 

der Auslegungshilfe beschrieben.] 

Von den übrigen Mitgliedern sind Eintragung Anzahl der externen Expert*innen. Ex-

pert*innen insbesondere aus Wissenschaft (z.B. der Geschichtswissenschaft, dem Ar-

chivwesen, der Rechtswissenschaft, der Psychologie, der Soziologie, der Pädagogik 

oder der Theologie), Fachpraxis, Justiz oder öffentlicher Verwaltung sowie Eintra-

gung Anzahl der kirchlichen und diakonischen Vertreter*innen. Vertreter*innen der 

Landeskirchen und der Landesverbände der Diakonie. Sie sollen über persönliche 

und/oder fachliche Erfahrungen mit Prozessen der unabhängigen Aufarbeitung se-

xualisierter Gewalt in Institutionen verfügen. Weniger als 50 Prozent der Mitglieder 

dürfen Beschäftigte der Evangelischen Kirche oder der Diakonie sein oder einem 
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ihrer Gremien angehören. Die Mitglieder verpflichten sich eine Selbstauskunft abzu-

geben, wonach gegen sie keine Ermittlungsverfahren wegen Straftaten gegen die se-

xuelle Selbstbestimmung anhängig sind oder waren sowie zur sofortigen Auskunft, 

falls diese aufgenommen werden.  Neben der Selbstauskunft legen alle Mitglieder 

der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission ein erweitertes Führungs-

zeugnis vor3. Die Selbstauskunft und das erweiterte Führungszeugnis sind der Ge-

schäftsführung vorzulegen und die Vorlage von der Geschäftsführung zu dokumen-

tieren. Die Kosten für die Ausstellung des erweiterten Führungszeugnisses trägt der 

Verbund. 

 

(3) Die Bitte hier die Leitungsorgane der jeweiligen Landeskirche(n) eintragen. und Bitte 

die Leitungsorgane der jeweiligen Landesverbände der Diakonie eintragen. berufen 

die Mitglieder der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission für vier 

Jahre (auf persönlichen Wunsch: zwei Jahre), eine wiederholte Berufung ist möglich. 

 

(4) Bezüglich der Berufung der Mitglieder aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz, öffentli-

cher Verwaltung, etc. bitten die Leitungsorgane der jeweiligen Landeskirchen und 

der jeweiligen Landesverbände die jeweils zuständige(n) Landesregierung(en) um 

Benennung geeigneter Personen. 

 

(5) Die Benennung der Mitglieder aus dem Kreis der im Raum der evangelischen Kirche 

und Diakonie Betroffenen in die Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommissi-

onen erfolgt durch die jeweilige Betroffenenvertretung (gem. Ziffer 3 der Gemeinsa-

men Erklärung). Diese gestalten kontinuierlich die Arbeit der Unabhängigen Regio-

nalen Aufarbeitungskommissionen mit. Die Betroffenenvertretungen berichten über 

die Arbeit der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommissionen in den Foren 

für Betroffene und nehmen deren Anregungen und Empfehlungen mit in die Arbeit 

der Unabhängigen Regionalen Kommissionen. Hierbei werden sie durch schriftliche 

Informationen unterstützt und erhalten eine Aufwandsentschädigung sowie ein ex-

ternes Supervisionsangebot. 

 

(6) Erst mit Benennung und Berufung aller Mitglieder der Unabhängigen Regionalen 

Aufarbeitungskommission findet die erste Sitzung statt. Dadurch wird sichergestellt, 

dass von Beginn an alle Mitglieder gleichberechtigt ihre Arbeit in den Unabhängigen 

Regionalen Aufarbeitungskommissionen aufnehmen und die Arbeitsstrukturen ge-

meinsam gestalten. Eine gemeinsame und alle Mitglieder gleichberechtigt in Diskus-

sions- und Entscheidungsprozesse einbeziehende Arbeitshaltung und -weise, wird in 

den Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission regelmäßig reflektiert.  

 
3 Wenn nachgewiesen werden kann, dass die Ausstellung des erweiterten Führungszeugnisses von Seiten der 

zuständigen Behörde verweigert wird, ist die Abgabe der Selbstauskunft als ausreichend für die Arbeit in der 

Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission anzusehen. 
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(7) Bei den Benennungen, Vorschlägen, Berufungen und Nachbesetzungen soll das Kir-

chengesetz zur geschlechtergerechten Besetzung von Gremien der Evangelischen 

Kirche in Deutschland beachtet werden. 

 

(8) Sollte ein Mitglied während der Amtsperiode ausscheiden, so wird der Sitz entspre-

chend den vorgenannten Regelungen schnellstmöglich bis zum Ende der laufenden 

Amtsperiode nachbesetzt. 

 

(9) Eine Abberufung eines Mitglieds der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskom-

mission ist nach § 86 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) möglich: 

„Personen, die zu ehrenamtlicher Tätigkeit herangezogen worden sind, können von 

der Stelle, die sie berufen hat, abberufen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn der ehrenamtlich Tätige seine 

Pflicht gröblich verletzt oder sich als unwürdig erwiesen hat oder seine Tätigkeit 

nicht mehr ordnungsgemäß ausüben kann.“ 

 

(10) Die Mitglieder der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission ver-

pflichten sich gemäß § 26 EKD-Datenschutzgesetz (DSG-EKD) im Rahmen der recht-

lichen Regelungen schriftlich zur Verschwiegenheit und zum Schutz personenbezo-

gener Daten, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit für die Aufarbeitungskommission 

bekannt werden. Dies gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der Unabhängigen Re-

gionalen Aufarbeitungskommission. 

 

(11) Die Mitgliedschaft in der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommis-

sion ist ein Ehrenamt. Die Mitglieder erhalten eine pauschale, monatliche Aufwands-

entschädigung von 700 € sowie Reisekostenerstattung und weitere Sitzungsauf-

wände. Die Mitglieder der Betroffenenvertretung, sofern sie nicht Mitglied der Unab-

hängigen Regionalen Aufarbeitungskommission sind, erhalten eine pauschale, mo-

natliche Aufwandsentschädigung von 350 €. Die Mitglieder erhalten vom Verbund die 

notwendige inhaltliche, sachliche und technische Unterstützung für ihre Arbeit in 

der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission. 

 

 

§ 3 Unabhängigkeit 

 

(1) Die Mitglieder der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission sind wei-

sungsfrei und unabhängig von Mitgliedern des Verbundes in der Erfüllung ihrer Auf-

gaben für die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission. Die Mitglieder der 

Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission erhalten hierzu eine 
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schriftliche Zusage des Verbundes. Die Mitglieder des Verbundes und deren Leitun-

gen sind nicht berechtigt, den Mitgliedern der Unabhängigen Regionalen Aufarbei-

tungskommission Weisungen hinsichtlich des Ortes und der Zeit der Tätigkeit oder 

der Art und Weise der Durchführung ihrer Tätigkeiten zu erteilen.  

 

(2) Mitgliedern der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission, die Beschäf-

tigte von Mitgliedern des Verbundes sind, dürfen, auch nach Ende ihrer Mitarbeit in 

der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission, keine beruflichen Nach-

teile bei kirchlichen oder diakonischen Arbeitgebern aufgrund ihrer Mitarbeit in der 

Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission entstehen. Zudem ist auf ge-

eignete Weise sicherzustellen, dass die gebotene Verschwiegenheit nach § 2 Abs. 10 

auch von Beschäftigten der Mitglieder des Verbundes eingehalten werden kann. 

 

(3) Mögliche Interessenkonflikte oder Befangenheiten der Mitglieder der Unabhängigen 

Regionalen Aufarbeitungskommission haben die betroffenen Mitglieder der Unab-

hängigen Regionalen Aufarbeitungskommission frühzeitig offenzulegen und dem 

Vorsitzenden, im Verhinderungsfall der Stellvertretung, mitzuteilen. Bestehende In-

teressenskonflikte oder Befangenheiten werden auf geeignete Weise veröffentlicht. 

Besteht ein Interessenskonflikt oder eine Befangenheit, darf das betreffende Unab-

hängige Regionale Aufarbeitungskommissionsmitglied an einer entsprechenden 

Entscheidung nicht beteiligt werden. Im Zweifelsfall wird ein Interessenkonflikt 

durch Beschluss der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission mit einfa-

cher Mehrheit festgestellt. 

 

 

§ 4 Vorsitz der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission 

 

(1) Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission wählt aus ihrer Mitte mit ein-

facher Mehrheit eine vorsitzende Person und eine Stellvertretung. Hat bei Wahlen 

im ersten Wahlgang kein*e Kandidat*in die Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidat*innen statt, welche 

im ersten Wahlgang die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. 

 

(2) Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission wählt eine vorsitzende Per-

son sowie deren Stellvertretung, die aufgrund ihrer beruflichen Erfahrung und ge-

sellschaftlichen Stellung die Gewähr für eine weithin anerkannte Leitung der Unab-

hängigen Regionalen Aufarbeitungskommissionen leisten können. Die vorsitzende 

Person und die Stellvertretung dürfen weder im dienst- oder arbeitsrechtlichen 

Sinne der Gruppe der Beschäftigten der evangelischen Kirche und der Diakonie 

noch der Gruppe der Betroffenenvertretung angehören oder zu einem früheren Zeit-

punkt angehört haben. 
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(3) Die Leitung der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission obliegt der 

vorsitzenden Person, im Verhinderungsfall der Stellvertretung. 

 

(4) Die vorsitzende Person vertritt die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommis-

sion nach außen. 

 

 

§ 5 Arbeitsweise 

 

(1) Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission tagt in regulären Sitzungen 

mindestens viermal im Jahr.  Darunter fallen nicht gesonderte Termine, z.B. zur An-

hörungen Betroffener. Sie wird zusätzlich von der vorsitzenden Person einberufen, 

wenn das Interesse es erfordert oder wenn wenigstens zwei Mitglieder die Einberu-

fung schriftlich unter Angabe von Gründen bei der vorsitzenden Person beantragen. 

 

(2) Die Sitzungen sind von der vorsitzenden Person, im Verhinderungsfall von der Stell-

vertretung, in Textform einzuberufen. Die Einladung muss spätestens zwei Wochen 

vor dem Tag der Sitzung an die Mitglieder versandt worden sein. In dem Einladungs-

schreiben sind Zeit, Ort sowie eine Tagesordnung anzugeben. Die Tagesordnung 

wird von der vorsitzenden Person vorgeschlagen und durch die Unabhängige Regio-

nale Aufarbeitungskommission genehmigt. 

 

(3) Die vorsitzende Person, im Verhinderungsfall die Stellvertretung, leitet die Sitzung. 

Bei Wahlen kann die Sitzungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der vorher-

gehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. 

 

(4) Die Sitzung ist nicht öffentlich. Das Anfertigen von Bild- und Tonaufnahmen während 

der Sitzung ist nicht zulässig. Einzelne Sitzungsbeiträge und das Verhalten einzelner 

Mitglieder in der Sitzung dürfen nur mit ihrer Zustimmung in die Öffentlichkeit kom-

muniziert werden. Durch Beschluss kann Öffentlichkeit für einzelne Sitzungen her-

gestellt werden. 

 

(5) Beschäftigte der jeweiligen landeskirchlichen oder diakonischen Stellen, die für Auf-

gaben der unabhängigen Aufarbeitung zuständig sind oder andere geeignete kirch-

liche Mitarbeitende können als ständige Gäste durch die Unabhängigen Regionalen 

Aufarbeitungskommissionen geladen werden. Sie haben kein Stimmrecht. Wenn 

Fälle aus dem Bereich der eigenständigen evangelischen Jugendverbände behan-

delt werden, sollen Vertreter*innen dieser Verbände als Gäste geladen werden. Die 

Sitzungsleitung kann neben den ständigen Gästen weitere Gäste zulassen. Auf An-

trag eines ordentlichen Mitglieds der Unabhängigen Regionalen 
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Aufarbeitungskommission können die ständigen Gäste von einzelnen Sitzungen aus-

geschlossen werden. Dies bedarf der Zustimmung der Mehrheit der ordentlichen Mit-

glieder der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission. Bei Anhörungen 

betroffener Personen durch die Kommission, hat die betroffene Person das Recht, 

der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission ohne Anwesenheit der 

ständigen Gäste berichten zu können. 

 

(6) Jede ordnungsgemäß eingeladene Sitzung ist beschlussfähig, wenn mindestens 

50% der Mitglieder der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission anwe-

send sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist die vorsitzende Person verpflichtet, inner-

halb von vier Wochen ordnungsgemäß eine zweite Versammlung mit der gleichen 

Tagesordnung einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 

Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

 

(7) Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der erschienenen Mit-

glieder. Bei Stimmengleichheit gilt der Beschlussantrag als abgelehnt. 

 

(8) Über die Art der Abstimmung (z. B. schriftlich, durch Zuruf oder Handheben) ent-

scheidet die vorsitzende Person. Die Abstimmung muss jedoch schriftlich durchge-

führt werden, wenn ein Drittel der bei der jeweiligen Abstimmung anwesenden Mit-

glieder dies beantragt. Die Wahl der vorsitzenden Person und ihrer Stellvertretung 

ist geheim. 

 

(9) Die vorsitzende Person bzw. die Stellvertretung kann in Ausnahmefällen vorschla-

gen, dass Beschlüsse im Umlaufverfahren gefasst werden. Dem Umlaufverfahren ha-

ben alle Mitglieder der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission zuzu-

stimmen. Ein Ausnahmefall liegt insbesondere vor, wenn besondere Eile geboten ist. 

Der Beschluss gilt als gefasst, wenn sich alle Mitglieder in Textform mit dem zu fas-

senden Beschluss einverstanden erklären. Die so gefassten Beschlüsse sind zusätz-

lich in der Niederschrift über die nächste Sitzung aufzunehmen. 

 

(10) Die vorsitzende Person, im Verhinderungsfall die Stellvertretung, kann be-

stimmen, dass Sitzungen auch als Online- oder Hybrid-Versammlung in einem nur 

für die teilnahmeberechtigten Mitglieder zugänglichen digitalen Raum durchgeführt 

werden. Auf Wunsch der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission stellt 

der Verbund die notwendigen technischen Mittel zur Verfügung. In diesem Fall sind 

die Vorschriften zur Präsenzversammlung entsprechend zu berücksichtigen. 

 

(11) Über jede Sitzung ist von einer von der Unabhängigen Regionalen Aufarbei-

tungskommission zu bestimmenden Person eine Niederschrift zu erstellen. 
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§ 6 Arbeitsgruppen 

 

(1) Die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission kann projektbezogene, be-

fristete Arbeitsgruppen einrichten. 

 

(2) Die Mitglieder der Arbeitsgruppen werden von der Unabhängigen Regionalen Aufar-

beitungskommission berufen, die auch über den Arbeitsauftrag und die Arbeitsweise 

befindet. Auch externe Personen können als Mitglieder der Arbeitsgruppen berufen 

werden. Die Mitglieder der Arbeitsgruppen verpflichten sich zur Verschwiegenheit 

und zum Schutz personenbezogener Daten, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit  in 

der Arbeitsgruppe bekannt werden. Jeder Arbeitsgruppe muss mindestens ein Mit-

glied der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission angehören. Sofern 

externe Personen als Mitglieder der Arbeitsgruppe ernannt werden, bedarf dies der 

Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder der Unabhängigen Regionalen Aufar-

beitungskommission. Die Ablehnung des Vorschlags zur Ernennung einer externen 

Person, der von einem Mitglied aus der Gruppe der Betroffenen stammte, muss ge-

sondert begründet und die Begründung dokumentiert werden. 

 

(3) Die Regelungen für die Unabhängige Regionale Aufarbeitungskommission gelten für 

die Arbeitsgruppen sinngemäß. 

 

 

§ 7 Überregionale Austauschtreffen 

 

(1) Jeweils eine vorsitzende Person aller Verbünde der Unabhängigen Regionalen Auf-

arbeitungskommissionen übernimmt rotierend für jeweils ein Jahr den Gesamtvor-

sitz, welcher die jährlich stattfindende Austauschsitzung (gem. Ziffer 5.3 der Ge-

meinsamen Erklärung) vorbereitet und leitet. Um diese Aufgabe wahrzunehmen, 

sollte der Gesamtvorsitz sich regelmäßig mit UBSKM, EKD und Diakonie Deutsch-

land sowie den jeweils dort angesiedelten Strukturen austauschen. 

 

(2) Die Vorsitzenden aller Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommissionen tref-

fen sich einmal jährlich und tauschen sich aus. Die Geschäftsstelle für die oder den 

Vorsitzenden der Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommissionen (siehe Zif-

fer 5.3 der Gemeinsamen Erklärung) nimmt geschäftsführend teil. Als weitere Gäste 

nehmen Vertreter*innen aus dem Amt der UBSKM, der Unabhängigen Aufarbei-

tungskommission sowie des Betroffenenrates der UBSKM, der EKD, der Diakonie 

Deutschland sowie der Betroffenenvertretung des Beteiligungsforums Sexualisierte 

Gewalt teil. 

 



Entwurfsfassung 
 

(3) Fragestellungen mit übergeordnetem Erkenntnissinteresse für alle Unabhängigen 

Regionalen Aufarbeitungskommissionen oder Teile der Unabhängigen Regionalen 

Aufarbeitungskommissionen werden bei den jährlich stattfindenden Austauschsit-

zungen eingebracht und besprochen. Daraus resultierende nächste Schritte, die 

aus Sicht der Kommission notwendig sind, werden an das Beteiligungsforum Sexu-

alisierte Gewalt der EKD gegeben. 

 

 

 

§ 8 Kooperation 

 

(1) Die Mitglieder des Verbundes verpflichten sich zu umfassender Kooperation mit der 

von ihnen eingesetzten Unabhängigen Regionalen Aufarbeitungskommission. Sie 

gewähren ihnen bzw. einzelnen Mitgliedern und beauftragten Personen Aktenein-

sicht und erteilen Auskunft, sofern es für die Erledigung der Aufgaben der Unabhän-

gigen Regionalen Aufarbeitungskommission erforderlich und rechtlich zulässig ist 

und dem keine berechtigten Interessen Dritter entgegenstehen. Die Empfehlung zur 

Einbeziehung der jeweiligen Gliederungen der Diakonie bezieht sich ausdrücklich 

auch auf diese Kooperation. 

 

(2) Dabei ist das geltende staatliche und kirchliche Recht zu beachten, insbesondere das 

Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-

EKD) und hierzu ergangene Durchführungsbestimmungen sowie das Kirchengesetz 

über die Sicherung und Nutzung von Archivgut der Evangelischen Kirche in Deutsch-

land (EKD-Archiv-Gesetz) und die entsprechenden archivrechtlichen Regelungen der 

Landeskirchen und diakonischen Landesverbände des Verbundes. 

 

 

 

 

§ 9 In-Kraft-Treten 

 

(1) Diese Geschäftsordnung tritt am Bitte Datum eintragen. in Kraft. 

 


